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Preußiſche Geſetzſammlung 


1933 | Ausgegeben zu Berlin, den 18. März 1933 | Nr. 16 


Tag Inhalt: Selte 
17. 8. 33. Verordnung zur Regelung einiger Punkte des Gemeindeverfaſſungs⸗, Verwaltungs- und Abgabenrechts ſowie 
zur Anderung und Ergänzung der Erſten Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung.. 48 
10. 3. 33. Verordnung über die Einrichtung zentraler Vormerkungsſtellen für Verſorgungsanwärter für Stellen im 
Gemeindediennrt t dd 4 


(Nr. 13847.) Verordnung zur Regelung einiger Punkte des Gemeindeverfaſſungs⸗, Verwaltungs⸗ und 
Abgabenrechts ſowie zur Anderung und Ergänzung der Erſten Verordnung zur Verein⸗ 
fachung und Verbilligung der Verwaltung. Vom 17. März 1933. 


Auf Grund der Verordnungen des Reichspräſidenten vom 24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 453) und vom 6. Oktober 1931, Dritter Teil Kapitel III § 2 (Reichsgeſetzbl. I S. 537) wird 
verordnet: 
Artikel J. 
Soweit den Berliner Verwaltungsbezirken durch Geſetz oder Ortsſatzung Aufgaben übertragen 
ſind oder werden, die zu den Aufgaben des Gemeindevorſtandes gehören, haben die Bezirksämter 
inſoweit die Stellung des Gemeindevorſtandes. 


Artikel I. 
Das Kommunalabgabengeſetz wird wie folgt geändert: 
1.8 9 Abſ. 3 Satz 4 erhält folgende Faſſung: 
Über Einwendungen entſcheidet die Beſchlußbehörde endgültig. 
2. § 9 Abſ. 6 Satz 1 iſt zu ſtreichen. 
3. Im $ 56 Abſ. 3 Satz 2 werden die Worte „höherer Inſtanz“ geſtrichen. 
4. § 77 wird wie folgt geändert: 
a) An die Stelle von Ab. 1 und Abſ. 2 tritt als Abſ. 1 folgende Vorſchrift: 

(1) Über die in dieſem Geſetze vorbehaltenen Genehmigungen entſcheidet die 
Aufſichtsbehörde. Eine Verſagung der Genehmigung iſt nur mit Zuſtimmung der 
Beſchlußbehörde zuläſſig. Lehnt die Beſchlußbehörde die Zuſtimmung ab, ſo kann 
die Zuſtimmung auf Antrag der Auffihtsbehörde durch den Regierungspräſidenten, 
falls der Kreisausſchuß Beſchlußbehörde iſt, und durch die Miniſter des Innern und 
der Finanzen, falls der Bezirksausſchuß Beſchlußbehörde iſt, erſetzt werden. Bei 
Steuerordnungen bedarf es der Zuſtimmung der Beſchlußbehörde zur Verſagung 
der Genehmigung inſoweit nicht, als die Genehmigung wegen Abweichungen von 
den von den Miniſtern des Innern und der Finanzen erlaſſenen Muſterſteuer⸗ 
ordnungen verſagt wird. 

b) Im Abſ. 3 werden die Worte „höherer Inſtanz“ geſtrichen. Der Abſ. 3 wird Abſ. 2. 
c) An die Stelle der bisherigen Abſ. 4 und 5 treten als Abſ. 3 und A folgende 
Vorſchriften: 

(3) Die Erteilung der Genehmigung ſoll auf eine von vornherein zu be⸗ 
ſtimmende Friſt von einem oder mehreren Jahren beſchränkt werden. Soweit in 
der Genehmigung eine Befriſtung nicht ausgeſprochen iſt, tritt die Genehmigung 
mit Ablauf des Jahres außer Kraft, das auf das Jahr, in dem die Genehmigung 
erteilt iſt, folgt. Soweit unbefriſtete Genehmigungen vor dem 1. April 1933 erteilt 
worden ſind, treten ſie am 31. März 1934 außer Kraft. 
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(4) Die Genehmigung gilt als an dem Tage erteilt, an welchem der zu 
genehmigende Gemeindebeſchluß gefaßt iſt. Die Aufſichtsbehörde kann einen 
ſpäteren Zeitpunkt hierfür feſtſetzen. Wird die Genehmigung mit einer Maßgabe 
erteilt, die einen erneuten Gemeindebeſchluß erforderlich macht, ſo kann gleichzeitig 
beſtimmt werden, daß der erneute Gemeindebeſchluß, ſofern er der Maßgabe beitritt, 
vom Tage des urſprünglichen Beſchluſſes oder von einem ſpäteren Zeitpunkt ab 
Wirkſamkeit haben fol. 


Artikel III. 


Das Kreis⸗ und Provinzialabgabengeſetz wird wie folgt geändert: 
1. Im 5 19 Abſ. 1 treten an die Stelle der Worte „des Bezirksausſchuſſes“ die Worte „der 


Aufſichtsbehörde“. 


2. An die Stelle des 8 19 Abſ. 2 tritt folgende Vorſchrift: 


Die Vorſchriften des 8 77 KAG. finden entſprechende Anwendung. 


3. 88 20 und 20 a fallen fort. 


Artikel IV. 


Artikel V Nr. 2 der Anderungsverordnung 1932 vom 8. April 1932 (Geſetzſamml. S. 161) 


erhält folgende Faſſung: 


Iſt eine Gemeindegetränkeſteuer während der Rechnungsjahre 1931 oder 1932 
rechtswirkſam eingeführt worden, ihre Gültigkeit jedoch auf die Zeit bis zum 
31. März 1932 oder 31. März 1933 befriſtet worden, ſo behält die Steuerordnung bis 
zum 31. März 1934, ohne daß es dieſerhalb eines erneuten Beſchluſſes und einer 
erneuten Genehmigung bedarf, ihre Gültigkeit. 


Artikel V. 


In das Geſetz über die Reinigung öffentlicher Wege vom 1. Juli 1912 (Geſetzſamml. S. 187) 


wird folgende Vorſchrift als § 4 a eingefügt: 


§ 4a. 

(1) Die Gemeinden können die ihnen aus der polizeimäßigen Reinigung öffentlicher 
Wege erwachſenden Koſten durch Gebühren, Beiträge oder Mehrbelaſtungen (88 4, 9, 20 
des Kommunalabgabengeſetzes) decken. 8 

(2) Sofern die Gemeinden die polizeimäßige Reinigung durch eine im öffentlichen 
Intereſſe unterhaltene Veranſtaltung durchführen, gelten für die der polizeimäßigen 
Reinigung nach § 1 unterliegenden Wege die Eigentümer der angrenzenden Grundſtücke 
als Benutzer der Gemeindeveranſtaltung im Sinne des § 4 des Kommunglabgaben⸗ 
geſetzes. Durch die Gebührenordnung können den Eigentümern die im 8 5 Abſ. 2 
bezeichneten dinglich Berechtigten gleichgeſtellt werden. 

(3) Im Falle der Erhebung von Gebühren ſind die Gebührenſätze ſo zu bemeſſen, 
daß höchſtens 75 vom Hundert der Verwaltungs⸗ und Unterhaltungskoſten der zur 
Straßenreinigung getroffenen Veranſtaltung einſchließlich der Ausgaben für die Ver⸗ 
zinſung und Tilgung des aufgewendeten Kapitals gedeckt werden. Die Gebührenordnung 
bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 


Artikel VI. 


Die Gemeindefinanzverordnung vom 2. November 1932 (Geſetzſamml. S. 341) wird wie 


folgt geändert: 


1. § 14 Abf. 2 erhält folgenden Zuſatz: 


Bei der Prüfung von Kaſſen, die außerhalb des Sitzes der Verwaltung eines 
Gemeindeverbandes geführt werden, kann von der Zuziehung des Vorſitzenden und 
der Mitglieder der Vertretungskörperſchaften abgeſehen werden. 
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2. Im § 17 Abſ. 2 wird zwiſchen die Worte „in“ und „Stadtgemeinden“ das Wort „Land⸗ 

kreiſen“ eingefügt. 

3. Im $ 22 Abſ. 2 werden die Worte „die Zahl der Mitglieder und“ geſtrichen. 

4. § 23 erhält folgende Abſ. 2 und 3: 

(2) Beſchlüſſe der Ausſchüſſe, die deren Befugniſſe überſchreiten oder die 
Geſetze verletzen, hat der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter, Gemeindevorſteher, 
Fleckenvorſteher), entſtehendenfalls auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, mit auf⸗ 
ſchiebender Wirkung unter Angabe der Gründe zu beanſtanden. Gegen die Be⸗ 
anſtandungsverfügung ſteht dem Ausſchuſſe die Klage im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren zu. Der Ausſchuß kann zur Vertretung ſeiner Rechte im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter beſtellen. 

(8) Zuſtändig in erſter Inſtanz ift im Verwaltungsſtreitverfahren das für die 
Klage gegen die Beanſtandung eines Beſchluſſes der Vertretungskörperſchaft zu⸗ 
ſtändige Verwaltungsgericht. Die Friſt zur Anſtellung der Klage beträgt in allen 
Fällen zwei Wochen. 

Artikel VI. 

$ 1 Kap. III der Verordnung über die Neugliederung von Landkreiſen vom 1. Auguſt 1932 
(Geſetzſamml. S. 255) in der Faſſung des Artikels II Nr. 8 der Verordnung vom 27. Sep⸗ 
tember 1932 (Geſetzſamml. S. 315) wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1932 wie folgt geändert: 

1. Abf. 1 erhält zwiſchen den Worten „gehen mit“ den Zuſatz „vorbehaltlich der Aus⸗ 

einanderſetzung (Abſ. 3)“. 

2. Abſ. 3 erhält im Eingang folgende Faſſung: ü 

Gegenſtand der Auseinanderſetzung zwiſchen Provinzen (Bezirksverbände) iſt 
lediglich uſw. 

3. Im Abſ. 3 Nr. 2 iſt der Eingang des 2. Satzes wie folgt zu faſſen: 

Die Übertragung von Schulden hat inſoweit zu erfolgen, als die 
Schulden uſw. 

Artikel VIII. 

Im § 15 Abſ. 3 der Preuß. Ausführungsverordnung zur Verordnung über die Fürſorge⸗ 
pflicht vom 17. April 1924 in der Faſſung vom 30. Mai 1932 (Geſetzſamml. S. 207) wird hinter 
Abſ. 2 folgender Abſ. 3 eingefügt: 

(8) Soweit in Landesteilen engere Gemeindeverbände (§ 7 Abſ. 3 Satz 3) vor⸗ 
handen ſind, iſt eine Übertragung auf die dieſen Verbänden angehörigen Gemeinden aus⸗ 
geſchloſſen. Das Antragsrecht gemäß Abſ. 2 ſteht inſoweit nur den engeren Gemeinde⸗ 
verbänden zu. 

Der bisherige Abſ. 3 wird Abſ. 4, der bisherige Abſ. 4 wird Abf. 5. 


Artikel N. 
Die Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. Sep⸗ 
tember 1932 (Geſetzſamml. S. 283/295) wird wie folgt geändert: 
1. § 4 erhält folgende Faſſung: 

(1) Die Landeskulturämter werden aufgehoben. 

(2) Die durch das Geſetz über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften 
vom 5. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 351) den Landeskulturamtspräſidenten zugewieſenen 
Aufgaben werden auf die Regierungspräſidenten übertragen. 5 

) Im übrigen werden die den Landeskulturamtspräſidenten zugewieſenen Auf⸗ 
gaben (Landeskultuvangelegenheiten) auf die Oberpräſidenten, in den Hohenzolleriſchen 
Landen auf den Oberpräſidenten der Rheinprovinz übertragen. 
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2. § 9 erhält folgende Faſſung: 


(1) Die Zuſtändigkeit der Spruchkammer bei dem Landeskultuvamt auf Grund des 
Geſetzes über die Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 351) geht auf den Bezirksausſchuß über. 

(2) Im übrigen geht die Zuſtändigkeit der Spruchkammer (Landeskulturſpruch⸗ 
ſachen) auf den Provinzialrat, in dem Regierungsbezirke Sigmaringen auf den 
Provinzialvat der Rheinprovinz über. In der Stadt Berlin entſcheidet der Provinzialrat 
der Provinz Brandenburg. 


In dem 8 10 wird der Abſ. 3 geſtrichen; der Abſ. 4 wird Abſ. 3. 


Es wird folgender § 10 a eingefügt: 


§ 10 a. 

(1) Für Landeskulturſpruchſachen wird, unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 4, eine 
beſondere Abteilung des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) gebildet. Eins der zu 
ernennenden Mitglieder ſoll mindeſtens drei Jahre in Landeskulturangelegenheiten tätig 
geweſen ſein. Zu wählen ſind vier Mitglieder. Sie werden je zur Hälfte vom Provinzial⸗ 
ausſchuß und vom Vorſtand der Landwirtſchaftskammer unter Berückſichtigung der ver⸗ 
ſchiedenen Beſitzgrößen aus den in landwirtſchaftlichen Angelegenheiten erfahrenen, zum 
Provinziallandtag wählbaren Perſonen gewählt. 


(2) Bei Entſcheidungen über die Entſchädigung nach den 88 3, 15 und 24 des 
Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) in Verbindung 
mit $ 30 des Enteignungsgeſetzes vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) treten 
dem Provinzialrate (Landeskulturabteilung) die im § 6 Nr. 5 des Preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes vom 15. Dezember 1919 zum Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. Auguſt 
1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 31) beſtimmten beiden richterlichen Mitglieder hinzu. Das 
gleiche gilt bei Entſcheidungen des Provinzialrats gemäß § 12 des Geſetzes über das 
Staubecken von Ottmachau vom 15. Juni 1929 (Geſetzſamml. S. 71). 


(3) Der Provinzialrat (Landeskulturabteilung) iſt beſchlußfähig, wenn der Vor⸗ 
ſitzende, ein ernanntes Mitglied und ein gewähltes Mitglied, ſowie in den Fällen des 
Abf. 2 außerdem die beiden richterlichen Mitglieder anweſend ſind. 

(4) Dem Provinzialrate (Landeskulturabteilung) kann durch Verordnung des 


Staatsminiſteriums die Entſcheidung für andere Provinzen oder Teile davon übertragen 
werden. Die Verordnung iſt in der Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 


(6) Das Verfahren vor dem Provinzialrate (Landeskulturabteilung), auch hinſicht⸗ 
lich der Rechtsmittel, wird durch beſondere Verordnung geregelt. 

(6) Im übrigen finden die für den Provinzialrat geltenden Vorſchriften auf die 
Landeskulturabteilung ſinngemäße Anwendung. 


. a) $ 12 erhält folgenden Abſ. 4: 


(4) Die Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 finden auf die Kulturämter Anwendung; an 
die Stelle des Regierungspräſidenten tritt der Oberpräſident. In den Hohenzolleriſchen 
Landen entſcheidet der Oberpräſident der Rheinprovinz. 


b) Der bisherige Abſ. 4 des 8 12 wird Abſ. 5. 


6. § 14 erhält folgende Faſſung: 


(1) Der Landrat wird vertreten 
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A. bei kürzerer Behinderung 


1. durch den ſtaatlichen Hilfsarbeiter in allen Geſchäften mit Ausnahme des Vor⸗ 
ſitzes im Kreistag, den ein Kreisdeputierter führt, 


2. wenn ein ſtaatlicher Hilfsarbeiter nicht vorhanden iſt, 
a) in den ſtaatlichen Geſchäften durch den leitenden ſtaatlichen Bürobeamten, 


b) in den Selbſtverwaltungsangelegenheiten des Kreiſes durch einen vom 
Kreisausſchuß beſtellten Ehrenbeamten oder beſoldeten Beamten des 
Kreiſes, 


e) im Vorſitz des Kreisausſchuſſes und in den dem Landrat als Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes übertragenen ſtaatlichen Angelegenheiten durch ein 
vom Kreisausſchuß gewähltes Mitglied des Kreisausſchuſſes. 


B. bei längerer Behinderung in allen Geſchäften, falls nicht der Regierungspräſident 
einen Vertreter beſtellt, durch einen Kreisdeputierten. 


E) Die Reihenfolge, in der die Kreisdeputierten zur Vertretung des Landrats 
berufen ſind (Abſ. 1, A 1 und B), beſtimmt der Kreistag. 


(8) Die Vertretung im Kreisamt wird durch die Geſchäftsanweiſung geregelt. 


(4) Der Landrat kann die ihm beigegebenen Beamten, ſowie mit Zuſtimmung des 
Kreisausſchuſſes die beſoldeten Beamten des Kreiſes mit der ſelbſtändigen Erledigung 
laufender Geſchäfte beauftragen. 


8 16 Abſ. 1 erhält nach Streichung des Satzes 2 folgenden Zuſatz: 


Die im erſten Abſatze des § 27 der Kreisordnung für die Provinz Hannover be⸗ 
zeichneten Städte, ſoweit ſie nicht im Abſ. 2 desſelben Paragraphen aufgenommen ſind, 
werden ohne Rückſicht auf ihre Einwohnerzahl den Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern gleichgeſtellt. Die Zuſtändigkeit der bisherigen Aufſichts⸗ und Beſchlußbehörden 
und Verwaltungsgerichte für den durch das Waldeckiſche Geſetz vom 28. Januar 1929 
(Wald. Reg. Bl. S. 53) gebildeten Zweckverband bleibt aufrecht erhalten. 


8 24 Abſ. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

(2) Beſchlußbehörde und Verwaltungsgericht erſter Inſtanz iſt, ſoweit nicht der 
Kreis beteiligt iſt oder ſoweit ſich nicht aus ſonſtigen Vorſchriften dieſer Verordnung 
etwas anderes ergibt, für alle Angelegenheiten, in denen vom Landrat beaufſichtigte 
Gemeinden, Gemeindeverbände oder Schulverbände (Schulſozietäten) beteiligt ſind, der 
Kreisausſchuß. a 


8 26 erhält folgende Faſſung: 

In allen Fällen, in denen durch Geſetz oder Verordnung die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreiwerfahren vor dem Oberverwaltungsgericht als erſter Inſtanz zugelaſſen 
iſt, tritt an die Stelle des Oberverwaltungsgerichts der Bezirksausſchuß. Aus⸗ 
genommen ſind: 

Klagen auf Grund von $ 126 des Landesverwaltungsgeſetzes, Klagen auf Grund 
von Artikel 2 Abſ. 2 Satz 3 des Vertrags des Freiſtaats Preußen mit den Evangeliſchen 
Landeskirchen vom 11. Mai 1931 (Geſetzſamml. S. 107), von Artikel 12 des Geſetzes, 
betr. die Kirchenverfaſſungen der Evangeliſchen Landeskirchen, vom 8. April 1924 (Ge⸗ 
ſetzzaamml. S. 221) und von § 16 Abſ. 2 und § 17 Abſ. 2 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 24. Juli 1924 (Geſetzſamml. S. 585) 
ſowie alle Klagen gegen Beſchlüſſe, Verfügungen oder Beſcheide der Miniſter, der Ober⸗ 
präſidenten und der von ihnen unmittelbar beaufſichtigten Körperſchaften. 
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10. 8 27 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Abf. 2 des 8 93 des Landesverwaltungsgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes vom 
13. Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 53) wird wie folgt gefaßt: 

In Streitigkeiten über öffentliche Abgaben, insbeſondere über Steuern, Gebühren, 
Beiträge und Umlagen der Gemeindeverbände, iſt die Zuläſſigkeit der Reviſion durch 
einen 500 RM überſteigenden Beſchwerdegegenſtand bedingt. Bei einem geringeren 
Beſchwerdegegenſtande kann der Bezirksausſchuß im Urteil wegen der grundſätzlichen 
Bedeutung der Angelegenheit die Reviſion zulaſſen. 

11. $ 31 erhält folgenden Abſ. 8: 

(8) Die Aufgaben der Bau⸗ und Finanzdirektion in Berlin gehen auf deren Prä⸗ 
ſidenten über. § 5 Abſ. 3 gilt ſinngemäß. 

12. Im 8 37 werden die Worte „durch den Oberpräſidenten im Einvernehmen mit dem 
Bezirksausſchuß“ erſetzt durch die Worte „durch den Regierungspräſidenten mit Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes“. 

13. Im 8 38 Abſ. 1 werden die Worte „der Oberpräſident iſt befugt, im Einvernehmen 
mit dem Bezirksausſchuß“ erſetzt durch die Worte „der Regievungspräſident iſt mit Zur 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes befugt“. 


14. 5 39 Abſ. 1 Satz 1 erhält in feinem Eingange folgende Faſſung: 


(1) Zur Erzielung von Erſparniſſen in der Verwaltung kann bei enger örtlicher, 
wirtſchaftlicher und gemeindlicher Verbundenheit zwiſchen einem Amte und einer der im 
§ 16 bezeichneten Städte auf Antrag uſw. 


15. a) § 49 Nr. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Angelegenheiten, in denen die bisher zuſtändige Behörde erſter Inſtanz oder das 
bisher zuſtändige Verwaltungsgericht erſter Inſtanz noch nicht entſchieden hatte, ſind an 
die nunmehr zuſtändige Stelle abzugeben. 

b) Im 8 49 Nr. 2 erhält die Vorſchrift zu e folgende Faſſung: 

Im Verwaltungsſtreitverfahren gilt die Berufung an das Oberverwaltungsgericht 
als Reviſion. Die Vorſchriften über die Erhöhung der Reviſionsſumme (5 27 Abi. 2) 
bleiben außer Betracht. 


Artikel X. 
Das Polizeiverwaltungsgeſetz vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) wird wie folgt 


geändert: 


1. Der $ 32 erhält unter e folgende Faſſung: 

e) im Eingang auf dieſes Geſetz Bezug nehmen; handelt es ſich um eine 
Polizeiverordnung, die nur auf Grund eines Sondergeſetzes erlaſſen werden kann, 
ſo ſiſt auch auf die Geſetzesbeſtimmung Bezug zu nehmen, die die Sonderermächtigung 
zum Erlaß der Boligeiverordnung enthält. 


2. § 41 Abſ. 2 letzter Satz wird durch folgenden Satz erſetzt: 
Der Antrag kann nur bis zum Ablauf der Friſt für die Erhebung der Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren (§ 49) geſtellt werden. 


3. Im § 58 b Satz 1 wird der Buchſtabe „ue“ geſtrichen und das Wörtchen „und“ durch ein 
Komma erſetzt. Außerdem erhält der Satz 1 folgenden Zuſatz „und im Eingang auf die 
Geſetzesbeſtim en Bezug nehmen, auf Grund deren ſie erlaſſen ſind“. 
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4. 8 76 erhält als Abſ. 2 folgenden Zuſatz: 
Polizeiverordnungen, deren Nichtbefolgung nach Reichsrecht oder Landesrecht 
ganz oder teilweiſe mit Strafe bedroht ift, erhalten folgenden weiteren Zuſatz: 
Soweit die Nichtbefolgung dieſer Polizeiverordnung nach Reichsrecht oder 
Landesrecht mit Strafe bedroht iſt, bleibt die Androhung der Strafe unberührt. 


Artikel XI. 

Poltzeiverordmungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erlaſſen ſind, ſind nicht 
deshalb ungültig, weil ſie nicht auf den § 14 oder 8 33 des Polizeiverwaltungsgeſetzes Bezug 
nehmen. Rechtskräftig gewordene Entſcheidungen bleiben unberührt. 

Artikel XII. 

() Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1933 in Kraft. 

(2) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf das Kommunalabgabengeſetz und das Kreis⸗ und 
Provinzialabgabengeſetz Bezug genommen iſt, treten vom 1. April 1933 ab an Stelle dieſer Geſetze 
in der bisherigen Faſſung dieſe Geſetze in der neuen Faſſung. 

(3) Die Miniſter des Innern und der Finanzen treffen die zur Ausführung der Artikel II 
bis V dieſer Verordnung erforderlichen Anordnungen. 


Berlin, den 17. März 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. Hugenberg. Popitz. Ruſt. 


(Nr. 13848.) Verordnung über die Einrichtung zentraler Vormerkungsſtellen für Verſorgungsanwärter 
für Stellen im Gemeindedienſt. Vom 10. März 1933. 


Auf Grund des Artikels 4 der Verordnung des Reichspräſidenten zur Verbeſſerung der 
Zivilverſorgung vom 4. November 1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 521) wird folgendes verordnet: 
81. 

Mit Wirkung vom 1. April 1933 werden zentrale Vormerkungsſtellen für Verſorgungs⸗ 
anwärter im Sinne des § 18 der Anſtellungsgrundſätze für Stellen im Gemeindedienſt bei 
folgenden Behörden eingerichtet: 

für die Provinz Oſtpreußen bei dem Landeshauptmanne der Provinz Oſtpreußen 
in Königsberg, 
75 75 Pommern bei dem Landeshauptmanne der Provinz Pommern 
in Stettin, 
RR 5 Niederſchleſien bei dem Landeshauptmanne der Provinz Nieder⸗ 
ſchleſien in Breslau, 
5 5 Oberſchleſien bei dem Landeshauptmanne der Provinz Oberſchleſien 
in Ratibor, : 
77 bei dem Landeshauptmanne der Provinz Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen Poſen⸗Weſtpreußen in Schneidemühl, 
„ „ „ Brandenburg = = Landesdirektor der Provinz Brandenburg in 
erlin, 
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für die Provinz Sachſen bei dem Landeshauptmanne der Provinz Sachſen in 
Merſeburg, 

5 > Schleswig⸗ bei dem Landeshauptmanne der Provinz Schleswig⸗ 

Holſtein Holſtein in Kiel, 

en 5 Hannover bei dem Landesdirektorium der Provinz Hannover in 
Hannover, 

Sr 5 Weſtfalen bei dem Landeshauptmanne der Provinz Weſtfalen in 
Münſter, 

„ den Regierungsbezirk Kaſſel bei dem Landeshauptmann in Kaſſel, 

5 5 Wiesbaden bei dem Landeshauptmann in Wiesbaden, 


„ die Rheinprovinz und die bei dem Landeshauptmanne der Rheinprovinz in 
Hohenzolleriſchen Lande Düſſeldorf. 


§ 2. 
Die von der Stadt Berlin für die ſtädtiſche Zentralverwaltung und die Verwaltungsbezirke 
bereits eingerichtete zentrale Vormerkungsſtelle für Verſorgungsanwärter bleibt beſtehen. 


8 3. 

Die im § 1 bezeichneten Vormerkungsſtellen haben Verſorgungsanwärter (§ 1 Anſtellungs⸗ 
grundſätze) und Inhaber des Anſtellungsſcheins (§ 2 Anſtellungsgrundſätze), die ſich um Beamten⸗ 
und Angeſtelltenſtellen der Provinzial⸗ (Bezirks⸗) Verwaltungen und der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände ihres Geſchäftsbereichs bewerben, vorzumerken und den Anſtellungsbehörden im 
Bedarfsfall zuzuweiſen. 

§ 4. 5 


Die von den bisherigen Vormerkungsſtellen vorgemerkten Verſorgungsanwärter werden in 
die Bewerberliſten der im § 1 bezeichneten Vormerkungsſtellen aufgenommen. 


8 5. 
Der Miniſter des Innern erläßt die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung. 


Berlin, den 10. März 1933. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Die Kommiſſare des Reichs. 
von Papen. Göring. 
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